
AT 3 Anwendungsbereich 

AT 3.1 Anwenderkreis 

Die Anforderungen des Rundschreibens finden auf alle 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne von § 2 Abs. 104 WpHG Anwendung. 
Dies sind alle Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute nach § 1 Abs. 1 und 
Abs. 1a KWG sowie sämtliche nach § 53 Abs. 1 Satz 1 KWG tätige Unternehmen, die 
Wertpapierdienstleistungen nach § 2 Abs. 3 9 WpHG gewerbsmäßig oder in einem 
Umfang erbringen, der einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb 
erfordert. Ausgenommen sind Unternehmen, die einen Ausnahmetatbestand nach § 2a 3 
WpHG erfüllen.  

Auf Zweigniederlassungen nach § 53b KWG finden nur AT 8 und BT 3 bis BT 7 dieses 
Rundschreibens Anwendung. Auf Zweigniederlassungen und vertraglich gebundene 
Vermittler mit Sitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland i. S. d. § 53b KWG, die 
Wertpapierdienstleistungen erbringen, finden die Anforderungen dieses Rundschreibens 
Anwendung mit Ausnahme von AT 4 bis AT 7, AT 9, BT 1, BT 2, BT 5 (soweit es die 
Anforderungen nach § 80 Abs. 9 bis 13 WpHG betrifft), BT 8 (soweit es weder die 
Anforderungen an das Handeln im bestmöglichen Kundeninteresse noch die Empfehlung 
von bestimmten Finanzinstrumenten und strukturierten Einlagen betrifft), BT 9, BT 11 
(soweit es die Anforderungen an Finanzportfolioverwalter, Vertriebsbeauftragte und 
Compliance-Beauftragte betrifft) und BT 12. Auf im EWR ansässige Zweigniederlassungen 
deutscher Wertpapierdienstleistungsunternehmen finden die Bestimmungen des AT sowie 
BT 1, und BT 2, BT 5, BT 8 und BT 9 dieses Rundschreibens Anwendung. 
 
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute, die keine Wertpapierdienstleistungs-
unternehmen im Sinne von § 2 Abs. 4 10 WpHG sind, unterliegen den allgemeinen 
organisatorischen Anforderungen des § 25a Abs. 1 KWG, nicht aber den Anforderungen 
von §§ 31 63 ff. WpHG und diesem Rundschreiben. 

Die Anforderungen dieses Rundschreibens finden auf Kapitalverwaltungsgesellschaften 
Anwendung, soweit diese Dienstleistungen und Nebendienstleistungen im Sinne von § 20 
Abs. 2 Nr. 1, 2, und 3 KAGB und Abs. 3 Nr. 2, 3, 4 und 5 KAGB erbringen, mit der 
Maßgabe, dass die Anforderungen im AT und in BT 1 keine Anwendung finden (siehe 
hierzu auch Abschnitt 2, Tz. 3 des Rundschreibens 1/2017  Mindestanforderungen an das 
Risikomanagement von Kapitalverwaltungsgesellschaften (KAMaRisk) vom 
10.01.2017Abschnitt 1 Tz. 4 des Rundschreibens Mindestanforderungen an das 
Risikomanagement für Investmentgesellschaften (InvMaRisk) vom 30. Juni 2010) und die 
Anforderungen in BT 2 bis  BT 9, BT 12 und BT 14BT 2, BT 3, BT 4, BT 6 und BT 8 
Anwendung finden, soweit die entsprechenden Regelungen der §§ 3163 ff. WpHG über 
§ 5 Abs. 2 KAGB gelten. 

Die Ausführungen betreffend §§ 34b und 34c WpHG sowie die Finanzanalyseverordnung 
(FinAnV) im BT 5 dieses Rundschreibens gelten auch für andere Personen als 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen. 

 

 

BT 2 Überwachung persönlicher Geschäfte von Mitarbeitergeschäften nach 
Art. 28, 29 und 37 DV § 33b WpHG und § 25a KWG 



Mit § 33b WpHG wurde zum 01. November 2007 erstmals eine gesetzliche Regelung zur 
Überwachung von Mitarbeitergeschäften in das WpHG aufgenommen. Zugleich habe ich 
die Bekanntmachung des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen und des 
Bundesaufsichtsamtes für den Wertpapierhandel über Anforderungen an Verhaltensregeln 
für Mitarbeiter der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute in Bezug auf 
Mitarbeitergeschäfte vom 7. Juni 2000 (Mitarbeiter-Leitsätze) aufgehoben (vgl. mein 
Schreiben vom 23.Oktober 2007 Aufhebung der Wohlverhaltensrichtlinie, Compliance-
Richtlinie und der Mitarbeiterleitsätze).  

Mit diesem Modul werden die in Art. 28, 29 und 37 DV§ 33b WpHG enthaltenen 
Regelungen konkretisiert. Des Weiteren werden die außerhalb des Anwendungsbereichs 
von Art. 28, 29 und 37 DV§ 33b WpHG bestehenden Pflichten hinsichtlich der 
Überwachung persönlicher Geschäfte von Mitarbeitergeschäften erläutert. 
 

BT 2.1 Definition der relevanten PersonenMitarbeiterdefinition 

1. Art. 28 und 29 DV regeln den Umgang mit persönlichen Geschäften relevanter 
Personen. Diese werden in Art. 2 Nr. 1 DV legal definiert. Art. 2 Nr. 1 c) DV§ 33b Abs. 
1 Nr. 3 erfasst sowohl Personen, die selbst unmittelbar Wertpapierdienstleistungen 
erbringen, als auch alle Personen, die diese Mitarbeiter unterstützen, sowohl im 
Rahmen begleitender als auch nachfolgender kontrollierender Handlungen. 
Unterstützende Funktionen nehmen regelmäßig insbesondere Mitarbeiter der 
Research-Abteilung, Compliance-Abteilung, des Back-Offices, des IT-Supports, 
Assistenten oder Mitarbeiter anderer unterstützender Bereiche eines 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens wahr. Als Mitarbeiter sind sowohl 
Arbeitnehmer und freie Mitarbeiter als auch Leiharbeitnehmer, Zeitarbeitskräfte und 
Praktikanten eines Unternehmens anzusehen. 

2. Über Art. 2 Nr. 1 d) DV§ 33b Abs. 1 Nr. 4 WpHG sind Personen, die diese Tätigkeiten 
ausführen, ohne Mitarbeiter eines Wertpapierdienstleistungsunternehmens zu sein, 
ebenfalls erfasst, soweit sie für ein Unternehmen tätig werden, auf das Aktivitäten 
oder Prozesse gemäß § 25b Abs. 125a Abs. 2 KWG ausgelagert wurden.  

3. Aus dem in Art. 2 Nr. 1 DV§ 33b Abs. 1 WpHG aufgeführten Personenkreis sind die 
Mitarbeiter auszuwählen, deren Tätigkeit Anlass zu einem Interessenkonflikt geben 
könnte oder die Zugang zu Insiderinformationen oder anderen vertraulichen 
Informationen haben und hinsichtlich derer die Pflichten aus Art. 29 DV§ 33b Abs. 3 
WpHG bestehen. 
 

BT 2.2 Definition von Mitarbeitergeschäften 

1. Art. 28 a) DV§ 33b Abs. 2 Nr. 3 WpHG umfasst alle Geschäfte außerhalb des 
Aufgabenbereichs eines Mitarbeiters, die er für eigene oder fremde Rechnung tätigt. 
Als Geschäfte für Rechnung Dritter sind insbesondere alle Geschäfte anzusehen, die 
Mitarbeiter in privat erteilter Vollmacht tätigen. Es sind somit nicht nur Geschäfte für 
dem Mitarbeiter nahestehende Personen erfasst. 

Geschäfte für eigene Rechnung sind alle Geschäfte, an denen Mitarbeiter ein 
wirtschaftliches Interesse haben können. Als Geschäfte für eigene Rechnung eines 
Mitarbeiters sind auch die Geschäfte eines Dritten im Namen oder für Rechnung des 
Mitarbeiters anzusehen, sofern der Mitarbeiter hiervon Kenntnis hat bzw. das Geschäft 
veranlasst hat.  



2. Der Großteil der in Art. 28 DV§ 33b WpHG definierten Mitarbeitergeschäfte unterfällt 
Art. 28 a) DV§ 33b Abs. 2 Nr. 3 WpHG. Art. 28 b) DV erweitert§ 33b Abs. 2 Nr. 1 und 
Nr. 2 WpHG erweitern den Anwendungsbereich auf Geschäfte von Mitarbeitern 
innerhalb ihres Aufgabenbereichs, somit Geschäfte, die Mitarbeiter in Erfüllung ihrer 
Tätigkeit im Wertpapierdienstleistungsunternehmen ausüben. Erfasst sind Geschäfte 
für eigene Rechnung des Mitarbeiters sowie Geschäfte des Mitarbeiters für Rechnung 
ihm nahestehender Personen gemäß Art. 2 Nr. 3a DV§ 15a Abs. 3 WpHG. Hierbei 
handelt es sich um Geschäfte, bei deren Ausführung Mitarbeiter einem 
Interessenkonflikt ausgesetzt sein können, beispielsweise der Gefahr der Bevorzugung 
eines nahen Verwandten bei der Zuteilung einer Order oder im Rahmen der 
Finanzportfolioverwaltung. 

3. Ob ein Geschäft innerhalb oder außerhalb des Aufgabenbereichs des jeweiligen 
Mitarbeiters liegt, ist funktionsbezogen zu beurteilen, beispielsweise entsprechend der 
Arbeitsplatzbeschreibung des jeweiligen Mitarbeiters. Unerheblich ist, ob der 
Mitarbeiter das konkrete Geschäft gemäß den ihm erteilten Weisungen hätte tätigen 
dürfen. 
 

BT 2.3 Organisatorische Anforderungen gemäßnach Art. 29 DV§ 33b Abs. 3 WpHG  

1. Wertpapierdienstleistungsunternehmen haben angemessene Vorkehrungen zu treffen, 
um relevante Personen, deren Tätigkeit Anlass zu einem Interessenkonflikt geben 
könnte oder die Zugang zu Insiderinformationen haben, an der Durchführung der in 
Art. 29 Abs. 2, 3 und 4 DV dargestellten Geschäfte zu hindern.Mittel und Verfahren 
einzusetzen, die geeignet sind, unzulässige Mitarbeitergeschäfte zu verhindern. Die 
Unternehmen haben hierfür eigenverantwortlich festzulegen, welche der von Art. 2 
Nr. 1 DV§ 33b Abs. 1 WpHG erfassten Mitarbeiter eine Tätigkeit ausüben, die Anlass zu 
einem Interessenkonflikt geben könnte oder die aufgrund ihrer Tätigkeit Zugang zu 
compliance-relevanten Informationen im Sinne von AT 6.1 dieses Rundschreibens 
haben. Hinsichtlich dieser Personen bestehen die Pflichten nach Art. 29 Abs. 1 DV§ 
33b Abs. 3 WpHG. 

2. Die Geschäftsleitung muss eine Stelle bzw. die Stellen im Unternehmen benennen, die 
mit der Festlegung und regelmäßigen Überprüfung der von Art. 29 Abs. 1 DV§ 33b 
Abs. 3 WpHG erfassten Mitarbeiter betraut ist. Zudem sind die Unternehmen 
verpflichtet, eine Organisation vorzuhalten, die sicherstellt, dass diese Stelle 
regelmäßig über das Vorliegen von Interessenkonflikten und Insider- und anderen 
vertraulichen Informationen im Unternehmen informiert wird.  

Es ist nach Risikogesichtspunkten zu bewerten, welche Bereiche und Personen 
aufzunehmen sind; beispielsweise kann es vom Umfang der einem Anlageberater oder 
vertraglich gebundenen Vermittler zugänglichen Informationen abhängen, ob dieser 
aufzunehmen ist. 

3. Interessenkonflikte im Sinne von Art. 29 Abs. 1 DV§ 33b Abs. 3 WpHG sind nur die 
Interessenkonflikte, die in einem Mitarbeitergeschäft angelegt sind. Solche Konflikte 
liegen vor, wenn ein dem Kundeninteresse oder dem Interesse des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens entgegenstehendes Interesse des Mitarbeiters 
am Abschluss eines persönlichen Geschäfts Mitarbeitergeschäfts gemäß Art. 28 DV§ 
33b Abs. 2 WpHG bestehen kann. Andere Interessenkonflikte werden über § 80 Abs. 1 
S. 2 Nr. 2 WpHG§ 33 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 WpHG erfasst.  



4. Um unzulässige persönliche GeschäfteMitarbeitergeschäfte zu verhindern, müssen 
angemessene Vorkehrungen getroffenMittel und Verfahren eingesetzt werden. Dies 
kann verschiedene Maßnahmen für verschiedene Mitarbeiter erforderlich machen. 
Entsprechend ist es möglich, unterschiedliche Pflichtenkataloge für verschiedene 
Mitarbeiter aufzustellen. Als mögliche, angemessene Maßnahmen kommen 
insbesondere die in AT 6.2. Tz. 3 dieses Rundschreibens genannten Maßnahmen in 
Betracht. 
 

BT. 2.4 Organisatorische Anforderungen gemäßnach Art. 29 Abs. 5 S. 1 b) DV§ 33b Abs. 
4 WpHG  

1. Wertpapierdienstleistungsunternehmen müssen nach Art. 29 Abs. 5 S. 1 b) DV§ 33b 
Abs. 4 Nr. 2 WpHG gewährleisten, dass sie von jedem persönlichen Geschäft gemäß 
Art. 29 DVMitarbeitergeschäft gemäß § 33b Abs. 3 WpHG unverzüglich Kenntnis 
erhaltenkönnen. Dies kann mittels verschiedener Verfahren sichergestellt werden, 
darunter die folgenden: 

• Ein geeignetes und bewährtes Verfahren ist die Übersendung von Zweitschriften 
über getätigte persönliche Geschäfte von Mitarbeitern im Sinn von Art. 29 DV§ 
33b Abs. 3 WpHG durch das konto- bzw. depotführende Unternehmen an das 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen. 

• Ein weiteres geeignetes Verfahren ist die unaufgeforderte, unverzügliche Anzeige 
getätigter Mitarbeitergeschäfte in Verbindung mit einer regelmäßigen 
Vollständigkeitserklärung durch die Mitarbeiter eines Unternehmens an die 
Geschäftsleitung oder eine von ihr benannte Stelle.  

• Weiteres mögliches Verfahren ist die stichprobenartige Abfrage der Geschäfte von 
Mitarbeitern im Sinn von § 33b Abs. 3 WpHG, etwa in Verbindung mit der Vorlage 
einer Vollständigkeitserklärung des jeweiligen Mitarbeiters bei Abfrage der 
getätigten Geschäfte. Vollmachten von Mitarbeitern für Konten oder Depots Dritter 
können hierbei zugleich abgefragt werden. Zur Überprüfung der Vollständigkeit 
der Erklärung des Mitarbeiters kann das Unternehmen zudem eine 
Vollständigkeitserklärung des Instituts, über das die Mitarbeitergeschäfte getätigt 
wurden, anfordern.  

• Die Einführung eines Zustimmungsvorbehalts für Mitarbeiter vor Durchführung 
von Mitarbeitergeschäften ist ebenfalls als geeignete Maßnahme anzusehen.  

Die Handlungen sind jeweils durch eine von den Geschäfts-, Handels- und 
Abwicklungsabteilungen unabhängige Stelle vorzunehmen, soweit dies nicht 
angesichts der Größe des Unternehmens unverhältnismäßig ist. 

2. Gemäß Art. 29 Abs. 5 S. 2 DV sind die persönlichen Geschäfte§ 33b Abs. 4 Nr. 3 
WpHG sind die Mitarbeitergeschäfte von Mitarbeitern eines 
Auslagerungsunternehmens, soweit deren Tätigkeit Anlass zu einem Interessenkonflikt 
geben könnte oder die aufgrund ihrer Tätigkeit Zugang zu Insiderinformationen oder 
anderen vertraulichen Informationen haben, durch das Auslagerungsunternehmen zu 
dokumentieren. Die Überwachung des Auslagerungsunternehmens im Hinblick auf die 
Einhaltung dieser Dokumentationspflichten ist entsprechend der bisherigen 
Verwaltungspraxis der Bundesanstalt entbehrlich, soweit das 
Auslagerungsunternehmen selbst Wertpapierdienstleistungsunternehmen gemäß § 2 
Abs. 10 WpHGAbs. 4 WpHG ist. Wenn auslagerndes Unternehmen und 



Auslagerungsunternehmen zugleich Teil einer Unternehmensgruppe sind, kann die 
Dokumentation aller Mitarbeitergeschäfte der Gruppe bei einem dieser Unternehmen 
erfolgen. 

Im Falle der Auslagerung auf einen Mehrmandantendienstleister kann die 
Überwachung dieses Unternehmens durch eines oder mehrere der auslagernden 
Unternehmen im Auftrag der auslagernden Unternehmen wahrgenommen werden. 

3. Die nach Art. 29 Abs. 5 S. 1 c) DV§ 33b Abs. 4 Nr. 4 WpHG erforderliche 
Dokumentation der persönlichen GeschäfteMitarbeitergeschäfte, von denen das 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen nach Art. 29  Abs. 5 S. 1 b) und S. 2 DV§ 33b 
Abs. 4 Nr. 2 und Nr. 3 WpHG Kenntnis erhält, sowie aller Erlaubnisse und Verbote, die 
das Unternehmen hierzu erteilt, muss so erfolgen, dass die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorgaben im Rahmen einer Prüfung nach § 89 WpHG§ 36 WpHG 
nachvollzogen werden kann. 
 

BT. 2.5 Organisatorische Anforderungen gemäß nach Art. 37 Abs. 1 und Abs. 2 DV§ 33b 
Abs. 5 und Abs. 6 WpHG 

Market Makern gemäß Art. 37 Abs. 2 a) DV§ 33b Abs. 5 Nr. 1 WpHG sind Skontroführer 
gleichzustellen. 
 

BT 2.6 Ausnahmetatbestände 

Bestimmte persönliche GeschäfteMitarbeitergeschäfte werden über Art. 29 Abs. 6 DV§ 
33b Abs. 7 WpHG von den Pflichten gemäß Art. 29 Abs. 1 bis 5 DV§ 33b Abs. 3 und Abs. 
4 WpHG ausgenommen. Zusätzlich sind Anlagen nach dem Vermögensbildungsgesetz 
und andere vertraglich vereinbarte Ansparpläne ausgenommen. 
 

BT 2.7 Anforderungen gemäß § 25a KWG 

Mitarbeiter von Wertpapierdienstleistungsunternehmen, die nicht in die Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen eingebunden sind, jedoch Zugang zu Insiderinformationen 
und anderen vertraulichen Informationen haben können, dürfen keine Geschäfte tätigen, 
die gegen Art. 14 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 oder eine Vorschrift des 11. Abschnitts 
des WpHG verstoßen§ 14 WpHG oder eine Vorschrift des 6. Abschnitts des WpHG 
verstoßen. Auch Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute, die keine 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Sinne von § 2 Abs. 10 WpHG Abs. 4 WpHG 
sind, haben Art. 14 Verordnung (EU) Nr. 596/2014§ 14 WpHG zu beachten. Zur 
Einhaltung dieser gesetzlichen Bestimmung sind im Rahmen der allgemeinen 
organisatorischen Anforderungen nach § 25a Abs. 1 des Gesetzes über das Kreditwesen 
(Kreditwesengesetz – KWG) geeignete Vorkehrungen für Mitarbeitergeschäftepersönliche 
Geschäfte zu treffen1. Die getroffenen Vorkehrungen müssen gewährleisten, dass 
Mitarbeiter, die Zugang zu Insiderinformationen und anderen vertraulichen Informationen 
haben können, keine Geschäfte tätigen, die gegen die oben genannten Vorschriften 
verstoßen. Betroffen hiervon können beispielsweise Mitarbeiter der M & A-Abteilung, 
Rechtsabteilung, des Kreditgeschäfts oder Vorstandsassistenten sein. 

 

                                           
1 Diese Verpflichtung besteht gemäß § 25a Abs. 1 Satz 1 KWG für alle Institute nach § 1 Abs. 1b KWG, nicht jedoch für 

Zweigniederlassungen nach § 53b Abs. 1 KWG. 



 
BT 6 Zur-Verfügung-Stellen der Geeignetheitserklärung nach § 64 Abs. 4 WpHG 
 
1. Die Anforderungen an die Erstellung einer Geeignetheitserklärung ergeben sich aus 

§ 64 Abs. 4 WpHG und Art. 54 Abs. 12 DV. Eine Geeignetheitserklärung ist demnach 
bei jeder Anlageberatung gemäß § 2 Abs. 8 S. 1 Nr. 10 WpHG gegenüber einem 
Privatkunden zu erstellen. Nach § 64 Abs. 4 S. 1 WpHG ist die Geeignetheitserklärung 
dem Kunden vor Vertragsschluss auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu 
stellen. Die Formulierung „vor Vertragsschluss“ bezieht sich dabei – unabhängig von 
der konkreten vertraglichen Ausgestaltung – auf den schuldrechtlichen 
Verpflichtungsvertrag (z.B. Kommissionsvertrag, auch bedingter Kommissionsvertrag, 
Festpreisgeschäft, Geschäftsbesorgungsvertrag bei Anlage- oder 
Abschlussvermittlung) zwischen anlageratendem 
Wertpapierdienstleistungsunternehmen und Kunde.  
 

2. Die Formulierung „vor Vertragsschluss“ in § 64 Abs. 4 Satz 1 WpHG stellt klar, dass 
ein auf der Anlageberatung beruhender Vertragsschluss erst erfolgen darf, nachdem 
die Geeignetheitserklärung dem Kunden zur Verfügung gestellt wurde, damit dieser 
Gelegenheit hat, sie zur Kenntnis zu nehmen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 
ist unter den in § 64 Abs. 4 S. 3 WpHG genannten Bedingungen zulässig, somit bei 
Einsatz von Fernkommunikationsmitteln bei Erbringung der Anlageberatung, die eine 
vorherige Übermittlung der Geeignetheitserklärung nicht erlauben. In diesen Fällen 
muss die Geeignetheitserklärung dem Kunden unmittelbar nach Vertragsschluss zur 
Verfügung gestellt werden. Unmittelbarkeit erfordert eine Übermittlung spätestens 
nach fünf Werktagen. 

 
3. Die Formulierung „vor Vertragsschluss“ in § 64 Abs. 4 S. 1 WpHG beschränkt die 

Pflicht des Zur-Verfügung-Stellens der Geeignetheitserklärung nicht auf Fälle, in denen 
ein Vertragsschluss zustande kommt. Sie legt vielmehr den Zeitpunkt des Zur-
Verfügung-Stellens im Falle eines auf die Beratung folgenden Vertragsschlusses fest. 
Wenn auf die Anlageberatung kein Vertragsschluss folgt, beispielsweise bei einer 
Halteempfehlung oder einer Empfehlung, ein Finanzinstrument nicht zu kaufen, ist die 
Geeignetheitserklärung dem Kunden zeitnah, spätestens aber nach fünf Werktagen, 
im Anschluss an die Anlageberatung zur Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für 
Personen, die noch nicht Kunde des Wertpapierdienstleistungsunternehmens sind. 

 
4. Soweit die Anlageberatung gegenüber einem Bevollmächtigten erbracht wird, ist die 

Geeignetheitserklärung diesem, somit der Person, die das jeweilige Gespräch geführt 
hat, zur Verfügung zu stellen. 

 
 
  



BT 9 Interessenkonflikte im Zusammenhang mit Staffelprovisionen  
 
1.  Unter „Staffelprovision“ ist die erfolgsabhängige Gewährung von monetären oder 

nicht-monetären Vorteilen mit variablen, i. d. R. progressiven Sätzen oder Stufen zu 
verstehen. Je nach Provisionsmodell können Art und der Umfang der Provision von 
unterschiedlichen Variablen, z. B. dem Erreichen bestimmter Absatz-, Umsatz- oder 
Bestandsgrößen, abhängen. Die Erfolgsabhängigkeit der Vorteile besteht auch dann, 
wenn sich diese in einem anderen Bewertungszeitraum auswirkt. 

 
2. Besteht die Möglichkeit, dass ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Hinblick 

auf Wertpapierdienst- oder -nebendienstleistungen Staffelprovisionen erhält, so ist 
dies in den nach Art. 34 Abs. 1 S. 1 DV durch Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
zu erstellenden Grundsätze für den Umgang mit Interessenkonflikten ausdrücklich als 
potentieller Interessenkonflikt aufzuführen und ausdrücklich festzulegen, welche 
Verfahren eingeleitet und welche Maßnahmen getroffen wurden, um die aus dem 
möglichen Erhalt von Staffelprovisionen potentiell resultierende Interessenkonflikte zu 
verhindern oder zu bewältigen. 
 

3. Die übrigen Vorgaben zu Interessenkonflikten und Zuwendungen, insbesondere die 
Art. 11-13 DV bleiben unberührt.  



 
BT 10 Aufzeichnungspflichten nach § 70 Abs. 1 S. 2 WpHG 
 
Die Aufzeichnungspflichten nach § 70 Abs. 1 S. 2 WpHG i. V. m. § 6 Abs. 3 WpDVerOV 
werden nachfolgend näher konkretisiert. 
 
1. Nach § 70 Abs. 1 S. 2 WpHG müssen Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

nachweisen können, dass jegliche von ihnen erhaltenen oder gewährten Zuwendungen 
dazu bestimmt sind, die Qualität der jeweiligen Dienstleistung für den Kunden zu 
verbessern. 

 
2. Zur Erfüllung dieser Voraussetzung müssen Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

nach § 6 Abs. 3 Nr. 1 WpDVerOV ein internes Verzeichnis aller Zuwendungen führen, 
die sie im Zusammenhang mit der Erbringung von Wertpapierdienstleistungen oder -
nebendienstleistungen von einem Dritten erhalten (Zuwendungsverzeichnis). 

 
3. Nach § 6 Abs. 3 Nr. 2 WpDVerOV müssen Wertpapierdienstleistungsunternehmen 

ferner aufzeichnen, 
 
• wie die erhaltenen oder gewährten Zuwendungen, oder Zuwendungen, deren 

Erhalt oder Gewährung beabsichtigt ist, die Qualität der Dienstleistungen für die 
betreffenden Kunden verbessern (Verwendungsverzeichnis), und 
 

• welche Schritte unternommen wurden, um die Erfüllung der Pflicht des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens, ehrlich, redlich und professionell im 
bestmöglichen Interesse ihrer Kunden zu handeln, nicht zu beeinträchtigen 
(Maßnahmenverzeichnis). 

 
BT 10.1 Zuwendungsverzeichnis 
 
1. Sämtliche Zuwendungen eines jeden Geschäftsjahres, die 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen im Zusammenhang mit der Erbringung von 
Wertpapierdienstleistungen oder -nebendienstleistungen von Dritten annehmen, sind 
in einem unternehmensinternen Zuwendungsverzeichnis fortlaufend zu erfassen. Bei 
der Darstellung ist zumindest zwischen monetären Zuwendungen aus 
Vertriebsprovisionen, Bestandsprovisionen, Vermittlungsprovisionen und sonstigen 
Provisionen und Gebühren sowie nichtmonetären Zuwendungen zu unterscheiden. 

 
2. Das Zuwendungsverzeichnis ist fortlaufend zu führen und jährlich unverzüglich nach 

Abschluss eines Geschäftsjahres für dieses Geschäftsjahr fertigzustellen. Sofern ein 
Jahresabschluss aufzustellen ist, gilt die Fertigstellung des Zuwendungsverzeichnisses 
innerhalb der für die Aufstellung des Jahresabschlusses vorgesehenen Frist als 
unverzüglich. Das Zuwendungsverzeichnis kann in schriftlicher oder elektronischer 
Form geführt werden. 

 
3. Die monetären Zuwendungen, die vereinnahmt, d. h. angenommen und behalten 

wurden, sind betragsmäßig aufzuführen. Die nichtmonetären Zuwendungen, die nicht 
nur geringfügig sind (vgl. § 6 Abs. 1 WpDVerOV) und vereinnahmt wurden, sind der 
Höhe nach anzugeben. Für geringfügige nichtmonetäre Zuwendungen ist es 
ausreichend, diese generisch zu beschreiben. 

 
4. Zuwendungen, die an Kunden ausgekehrt werden, müssen nicht in dem 

Zuwendungsverzeichnis aufgeführt werden. 
 



BT 10.2 Verwendungsverzeichnis 
 
1. Soweit Wertpapierdienstleistungsunternehmen monetäre und/oder nichtmonetäre 

Zuwendungen annehmen und behalten oder gewähren, haben sie über das 
Zuwendungsverzeichnis hinaus fortlaufend ein Verwendungsverzeichnis zu führen. Bei 
der Führung des Verwendungsverzeichnisses ist zwischen vereinnahmten 
Zuwendungen einerseits und gewährten Zuwendungen andererseits zu differenzieren 
und ihre Verwendung jeweils in einem gesonderten Abschnitt des 
Verwendungsverzeichnisses darzustellen. 
 
In einem gesonderten Abschnitt des Verwendungsverzeichnisses, welcher nicht 
fortlaufend zu führen ist, ist des Weiteren darzulegen, wie Zuwendungen, deren 
Erhalt oder Gewährung im kommenden Geschäftsjahr beabsichtigt ist, die Qualität 
der Dienstleistungen für die betreffenden Kunden verbessern sollen. 
 
In dem Verwendungsverzeichnis müssen die Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
darlegen, wie die erhaltenen oder gewährten Zuwendungen die Qualität der 
Dienstleistungen für die betreffenden Kunden verbessert haben. Sofern es sich um 
monetäre Zuwendungen handelt, ist dabei anzugeben, in welcher Höhe Zuwendungen 
für die jeweilige Qualitätsverbesserung verwendet wurden.  
 
Eine bloße zusammenfassende Gegenüberstellung der unternehmensweit 
vereinnahmten, gewährten oder künftigen Zuwendungen und deren tatsächliche oder 
geplante Verwendung zur Qualitätsverbesserung reichen dafür nicht aus. 
 
Die Aufwendungen für die Qualitätsverbesserungen bezogen auf die einzelnen 
Wertpapierdienstleistungen und Wertpapiernebendienstleistungen sind 
aufzuschlüsseln nach 
 
• den einschlägigen Regelbeispielen des § 6 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 WpDVerOV. Für 

mögliche weitere zusätzliche oder höherwertige Dienstleistungen für den 
betreffenden Kunden sind über die Regelbeispiele hinaus ergänzend eine oder 
mehrere weitere Kategorien zu bilden; 
 

• den betreffenden Kunden, für die die jeweils angebotene, zusätzliche oder 
höherwertige Dienstleistung eine Qualitätsverbesserung bedeutet. Bei der 
Darstellung ist die Bildung homogener Kundengruppen zulässig, in denen eine 
Mehrzahl von Kunden zusammengefasst werden können. 
 

Dabei muss die Verwendung der Zuwendungen für jedes in Anspruch genommene 
Regelbeispiel und für jeden betreffenden Kunden bzw. jede Kundengruppe im 
Einzelnen aufgezeichnet werden. 
 

2. Das Verwendungsverzeichnis ist – mit Ausnahme des Abschnitts für künftige 
Zuwendungen – fortlaufend zu führen. Das Verwendungsverzeichnis ist jährlich 
unverzüglich nach Abschluss eines Geschäftsjahres für dieses Geschäftsjahr 
fertigzustellen. Sofern ein Jahresabschluss aufzustellen ist, gilt die Fertigstellung des 
Verwendungsverzeichnisses innerhalb der für die Aufstellung des Jahresabschlusses 
vorgesehenen Frist als unverzüglich. Das Verwendungsverzeichnis kann in 
schriftlicher oder elektronischer Form geführt werden. 
 

3. Sofern eine genaue betragsmäßige Bezifferung der Aufwendungen für die 
Qualitätsverbesserung für den betreffenden Kunden bzw. die betreffende 



Kundengruppe nur mit einem erheblichen Aufwand möglich ist, können vom 
Unternehmen auch Schätzungen vorgenommen werden. 
 
Dies gilt insbesondere für die Höhe der noch nicht gezahlten Zuwendungen, deren 
Erhalt oder Gewährung aber beabsichtigt ist (etwa weil die Zahlung einer Zuwendung 
noch von einem zukünftigen Ereignis abhängt). Im Zusammenhang mit den beabsich-
tigten Zuwendungen sollten diesen aber tatsächlich vorgesehene bzw. geplante Maß-
nahmen zur Qualitätsverbesserung gegenüberstehen. Die beabsichtigten, aber noch 
nicht gezahlten Zuwendungen und Aufwendungen für Qualitätsverbesserungen sind 
im Verwendungsverzeichnis gesondert gegenüberzustellen. Insbesondere ist eine Ver-
rechnung mit den im Wirtschaftsjahr bereits erhaltenen Zuwendungen nicht möglich.  

 
4. Vereinnahmte Zuwendungen sind grundsätzlich zeitnah für Qualitätsverbesserungen 

für den betreffenden Kunden bzw. die betreffende Kundengruppe zu verwenden. Eine 
Verwendung erst im folgenden Geschäftsjahr ist nur in sachlich begründeten Fällen 
zulässig. Soweit Zuwendungen in dem Geschäftsjahr, in dem sie dem Unternehmen 
zugeflossen sind, nicht für Qualitätsverbesserungen für den betreffenden Kunden 
bzw. die betreffende Kundengruppe verwendet wurden, sind sie in dem 
Verwendungsverzeichnis als solche auszuweisen. 

 
5. Auf Nachfrage hin muss das Wertpapierdienstleistungsunternehmen in der Lage sein, 

der Bundesanstalt die Verwendung der vereinnahmten monetären und 
nichtmonetären Zuwendungen für Maßnahmen der Qualitätsverbesserung für die 
betreffenden Kunden im Detail darzulegen. 

 
BT 10.3 Maßnahmenverzeichnis  
 
1. In einem Maßnahmenverzeichnis sind die Schritte (Maßnahmen) zu dokumentieren, 

die in einem Geschäftsjahr unternommen wurden, um die Erfüllung der Pflicht des 
Wertpapierdienstleistungsunternehmens, ehrlich, redlich und professionell im 
bestmöglichen Interesse ihrer Kunden zu handeln, nicht zu beeinträchtigen. Dabei ist 
bei der Beschreibung der einzelnen Maßnahmen bezogenen auf die jeweilige 
Wertpapierdienstleistung oder Wertpapiernebendienstleistung zwischen einmaligen, 
wiederkehrenden und dauernden Maßnahmen zu differenzieren. 

 
2. Das Maßnahmenverzeichnis ist fortlaufend zu führen und jährlich unverzüglich nach 

Abschluss eines Geschäftsjahres für dieses Geschäftsjahr fertigzustellen. Sofern ein 
Jahresabschluss aufzustellen ist, gilt die Fertigstellung des Maßnahmenverzeichnisses 
innerhalb der für die Aufstellung des Jahresabschlusses vorgesehenen Frist als 
unverzüglich. Das Maßnahmenverzeichnis kann in schriftlicher oder elektronischer 
Form geführt werden. 

 
BT 10.4 Qualitätsverbesserung 
 
1. Im Einklang mit Erwägungsgrund 23 Delegierte Richtlinie (EU) 2017/593 ist auch die 

Aufrechterhaltung einer bereits erreichten Qualitätsverbesserung als zulässige 
Verbesserung der Qualität der für den betreffenden Kunden erbrachten Dienstleistung 
anzusehen. 

 
2. Nach § 6 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 WpDVerOV ist eine Zuwendung darauf ausgelegt, die 

Qualität der Dienstleistung für den Kunden zu verbessern, wenn sie durch die 
Erbringung einer zusätzlichen oder höherwertigen Dienstleistung für den jeweiligen 
Kunden gerechtfertigt ist, die in angemessenem Verhältnis zum Umfang der 
erhaltenen Zuwendung steht.  



 
Vor diesem Hintergrund soll auch über die fortlaufenden Dienstleistungen im Sinne 
des § 6 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 b) bb) WpDVerOV ein angemessener Mehrwert für den 
Kunden geschaffen werden. Die Beratung über eine optimale Strukturierung des 
Kundenvermögens sollte deshalb nicht nur auf einfachen und pauschalen Annahmen 
zur Assetklassenallokation basieren. Vielmehr sollte die Strukturierung zur 
Berücksichtigung der individuellen Risikobereitschaft und dem Anlagehorizont des 
Kunden anhand geeigneter finanzmathematischer Kennzahlen auf Basis des 
jeweiligen Kundenportfolios erfolgen. Zudem sollten bei der Strukturierung auch die 
zeitlichen Liquiditätsbedarfe des Kunden berücksichtigt werden. 

 
 
 
 
BT 12 Beschwerdemanagement und Beschwerdebericht nach Art. 26 DV 
 
Die Mindestanforderungen an das Beschwerdemanagement sowie den Beschwerdebericht 
nach Art. 26 DV werden nachfolgend näher konkretisiert. 
 
BT 12.1 Beschwerdemanagement 
 
Im Nachgang zur Konsultation 06/2017 eines gemeinsamen Rundschreibens zur 

Beschwerdeabwicklung in Wertpapierhandel und Kreditwesen wird eine Ergänzung dieses 

BT 12.1 erfolgen.  
 
BT 12.2 Beschwerdebericht 
 
1. Der Beschwerdebericht nach Art. 26 Abs. 6 DV (Beschwerdebericht) ist einmal 

jährlich bis zum 01.03. für das vorangegangene Kalenderjahr zu erstatten. Die 
Einreichung des Beschwerdeberichts hat erstmals zum 01.03.2019 für das 
Kalenderjahr 2018 zu erfolgen. 
 

2. Der Beschwerdebericht ist in elektronischer Form nach den Vorgaben der 
Bundesanstalt zum Dateiformat und zum Einreichungsweg einzureichen. 
 

3. Der Beschwerdebericht enthält die nachfolgenden Angaben, für deren 
Zusammenfassung die Anlage zu BT 12.2. dieses Rundschreibens maßgebend ist: 
 
Abschnitt A: 
 
a. Die Anzahl der Beschwerden, gesamt und aufgeschlüsselt nach den einzelnen 

Wertpapierdienstleistungen nach § 2 Abs. 8 WpHG, dem Depotgeschäft nach § 2 
Abs. 9 Nr. 1 WpHG, den übrigen Wertpapiernebendienstleistungen nach § 2 Abs. 9 
WpHG und „Sonstige“; 
 
die Zuordnung einer Beschwerde zu einer Kategorie erfolgt dabei nach dem 
Schwerpunkt der Beschwerde, d. h. Beschwerden sind einfach und nicht mehrfach 
zu zählen; 
 

b. jeweils in zusammengefasster Form die Angabe des Bearbeitungsstandes zum 
31.12. des Kalenderjahres (aufgeschlüsselt nach Anzahl der im Kalenderjahr 
eingegangenen Beschwerden, Anzahl der im Kalenderjahr erledigten 
Beschwerden, Anzahl der zum Stichtag offenen Beschwerden, Anzahl der 
Beschwerden, die bereits zum 31.12. des vorhergehenden Kalenderjahrs offen 
waren); 



 
c. jeweils Angaben dazu, wie viele Beschwerden im Kalenderjahr für die 

Beschwerdeführer zumindest teilweise erfolgreich erledigt wurden, Anzahl von im 
Kalenderjahr erfolgten Kulanzzahlungen sowie im Kalenderjahr anhängige 
Gerichtsverfahren und Schlichtungsverfahren, die aus Beschwerden resultieren; 

 
Abschnitt B: 
 

Übersicht über die Beschwerdegründe unter Angabe der jeweiligen Fallzahlen 
aufgeschlüsselt nach den nachfolgenden Beschwerdegründen: (1) 
„Auftragsausführung (Erfassung, Durchführung einschließlich Best Execution, 
Abrechnung)“, (2) „Aufzeichnungspflichten (z. B. Geeignetheitserklärung)“, (3) 
„Einholung von Kundeninformationen“, (4) „Empfehlung (Geeignetheit)“, (5) 
„Entgelte, Gebühren, Kosten, Zuwendungen“, (6) „Interessenkonflikte 
(Vermeidung, Management, Offenlegung)“, (7) „Risikoaufklärung“, (8) 
„Sekundärmarkt (Preisstellung, Quotierung)“, (9) „Verwahrung, Verwaltung“ und 
(10) „Sonstiges“; 

 
Abschnitt C: 
 

die Anzahl der Beschwerden aufgeschlüsselt nach den einzelnen 
Finanzinstrumenten gemäß § 2 Abs. 4 WpHG, sofern die 
beschwerdegegenständliche Wertpapierdienstleistung mit einem Finanzinstrument 
in Verbindung steht; 

 
Abschnitt D: 
 

Angaben zu mit Beschwerden zusammenhängenden personellen und 
organisatorischen Konsequenzen. 

 
Der Beschwerdebericht hat die Beschwerden von Kunden i. S. d. § 67 Abs. 1 WpHG und 
potentiellen Kunden sowie auch solche Beschwerden zu umfassen, die bei vertraglich 
gebundenen Vermittlern i. S. v. § 2 Abs. 10 S. 1 KWG eingehen. 


